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1. Unterlaufen der (ohnehin schon inakzeptablen) gesetzlichen Vorgaben des  

    Prostituiertenschutzgesetzes 

 

Die gesundheitliche Beratung von Sexarbeiter/innen nach § 10 ProstSchG hat in der 

Zuständigkeit des Gesundheitsamtes zu erfolgen. Die Ausführungen zu § 9 ProstSchG 

(„Maßnahmen bei Beratungsbedarf“) schließen eine regelhafte Zuständigkeit des 

Sozialpsychiatrischen Dienstes oder sonstiger „psychosozialer Beratungsangebote“ aus. 

 

Die „Einschaltung eines sozialpsychiatrischen Dienstes“ im Zusammenhang der Beratung von 
Prostituierten ist im ProstSchG nur für eine sehr spezielle Fallkonstellation vorgesehen ist: nämlich 
ausschließlich im Fall von Personen unter 21 Jahren, die durch Dritte zur Aufnahme und 
Fortsetzung der Prostitution gebracht werden und bei denen Behörden erkennbare Anhaltspunkte 
haben, dass „etwas nicht stimmt“. Diese Klarstellung findet sich in der Begründung zu „§ 9 
ProstSchG“ (vgl. Bundestags-Drucksache 18/8556, S. 72). Daraus ergibt sich im Umkehrschluss, 
dass die regelhafte Beratung durch einen „Sozialpsychiatrischen Dienst“ durch das ProstSchG nicht 
abgedeckt ist. 

 

 

2. Diskriminierende Ungleichbehandlung der Berufsgruppe der Prostituierten 

 

Prostitution steht unter dem Schutz von Art 12 GG („Freiheit der Berufswahl“). Die regelhafte 

Einstiegsberatung von Angehörigen einer ganzen Berufsgruppe ist eine institutionelle 

Diskriminierung, die das Recht auf freie Berufsausübung in einer nicht notwendigen und 

unverhältnismäßigen Art und Weise einschränkt. 

 

Der diskriminierende Charakter dieser Maßnahme ist unschwer daran erkennbar, dass es 

keine andere Berufsgruppe gibt, deren Einstiegsberatung bzw. -untersuchung wie im Falle 

von Sexarbeiter/innen in der Regie des Sozialpsychiatrischen Dienstes erfolgt.    

 

 

3. Verstoß gegen das „Hessische Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst“  

    (HGöGD) sowie gegen das „Gesetz zur Regelung des Rechts der Hilfen und  

    Unterbringung bei psychischen Krankheiten“ (PsychKHG) 

 

Die Befugnisse der Gesundheitsbehörden in Hessen werden durch das HGöGD geregelt. In 

Bezug auf den „Sozialpsychiatrischen Dienst“ heißt es dort: 

 

§ 7 (3)  
„Die Gesundheitsämter unterstützen Menschen mit psychischen Krankheiten, 
Abhängigkeitserkrankungen und seelischen und geistigen Behinderungen sowie hiervon bedrohte 
Menschen und deren Angehörige mit der Bereitstellung eines Beratungs- und 
Betreuungsangebotes durch einen sozialpsychiatrischen Dienst sowie durch die Vermittlung 
weitergehender spezifischer Hilfen.“ 

 

Es dürfte einleuchtend sein, dass eine Abteilung des Gesundheitsamtes, die auf Grundlage 

des § 7 Abs. 3 HGöGD Dienstleistungen für psychisch Kranke anbietet, schon aus 

sachlichen Erwägungen die völlig falsche Adresse für eine Regel-Beratung von 

Sexarbeiter/innen ist. 

 



Die Befugnisse des Sozialpsychiatrischen Dienstes sind darüber hinaus im „Gesetz zur 

Regelung des Rechts der Hilfen und Unterbringung bei psychischen Krankheiten“ 

(PsychKHG) geregelt. Dort heißt es: 

 

 

§ 5 Ambulante Hilfen des Sozialpsychiatrischen Dienstes 
 
(1) In Ergänzung der ambulanten Leistungen nach § 7 Abs. 3 und § 10 Abs. 3 des Hessischen 
Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst vom 28. September 2007 (GVBl. I S. 659), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Oktober 2014 (GVBl. S. 241), leisten die sozialpsychiatri-
schen Dienste bei den Gesundheitsämtern der Landkreise und kreisfreien Städte 
(Sozialpsychiatrischer Dienst) auch die Hilfen nach Abs. 2 bis 4. 
 
(2) Macht eine Person nach § 1 von den angebotenen Hilfen keinen Gebrauch und liegen 
Anzeichen dafür vor, dass sie infolge ihrer psychischen Störung ihr Leben, ihre Gesundheit oder 
das Leben, die Gesundheit oder andere besonders bedeutende Rechtsgüter Anderer erheblich 
gefährdet, kann der Sozialpsychiatrische Dienst sie einladen oder einen Hausbesuch anbieten, 
um ihr Hilfen anzubieten oder eine ärztliche Untersuchung durchzuführen. 

 

Daraus ergibt sich, dass eine Einladung durch den Sozialpsychiatrischen Dienst nur dann 

erfolgen darf, wenn Anzeichen dafür vorliegen, dass eine Person „infolge ihrer psychischen 

Störung ihr Leben, ihre Gesundheit oder das Leben, die Gesundheit oder andere besonders 

bedeutende Rechtsgüter Anderer erheblich gefährdet“. Das Gesundheitsamt bzw. der 

Sozialpsychiatrische Dienst haben in keiner Weise das Recht, dies vorab und pauschal den 

Angehörigen einer ganzen Berufsgruppe zu unterstellen. 

 

Genau das aber findet statt, wenn sämtliche Sexarbeiter/innen regelhaft und regelmäßig 

wiederkehrend zu gesundheitlichen Zwangsberatungen ins Gesundheitsamt, Abteilung 

Sozialpsychiatrischer Dienst, geladen werden. 

 

4. Diskriminierung durch Pathologisierung und Psychiatrisierung einer ganzen  

    Berufsgruppe 

 

Mit der institutionalisierten Zuständigkeit des Sozialpsychiatrischen Dienstes für die 

gesundheitliche Zwangsberatung von Sexarbeiter/innen wird billigend in Kauf genommen, 

dass in der Öffentlichkeit der Eindruck entsteht, Sexarbeiter/innen seien per se psychisch an- 

oder auffällig, behindert oder suchtkrank bzw. in diesem Sinne bedroht. 

 

Öffentlichkeit beginnt nicht erst dann, wenn diese problematische Zuständigkeit durch die Medien 
bekannt wird, sondern bereits dann, wenn eine Fachöffentlichkeit (also z. B. Mitarbeiter/innen der 
zuständigen Behörde etc.) mit dieser Zuständigkeit konfrontiert ist. 

 

Die institutionelle Diskriminierung nimmt zudem die Demütigung der Betroffenen ohne 

Rücksicht und Empathie billigend in Kauf, die sich von einer öffentlichen Institution ungefragt 

als „psychisch krank“ eingestuft sehen. 

 

5. Geschichtsvergessene Behörden-Praktiken statt sensibler Umgang mit  

  Sexarbeiter/innen vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem Nationalsozialismus 

 

Prostitution wurde seit Beginn des 20 Jahrhunderts von konservativen deutschen 

Psychiatern als eine Form des „moralischen Schwachsinns“ diskriminiert. Die 

Nationalsozialisten knüpften an diese Pathologisierung und Psychiatrisierung von 

Prostituierten an und stempelten sie als „Asoziale“ ab. Vielfach wurden sie inhaftiert zu 

Zwangsarbeiten herangezogen.  

 

Beispielhaft sei hier nur auf die Praxis in Hamburg unter dem Nationalsozialismus verwiesen, wo 
allein von März bis Dezember 1933 insgesamt 1.527 „Inschutzhaftnahmen“ von Prostituierten 
erfolgten. Dazu schrieb die Hamburger Fürsorgebehörde am 8.11.1933: „Wichtig ist, das während 
des Anstaltsaufenthaltes die Möglichkeit der psychiatrischen Beobachtung gegeben ist, um 



ausgesprochen asoziale Elemente nicht nur vorübergehend festzuhalten, sondern in 
Dauerbewahrung überleiten zu können.“  
(zit. nach: Ebbinghaus u.a., Heilen und Vernichten im Mustergau Hamburg, S. 89) 

 

Vor diesem geschichtlichen Hintergrund verbieten sich Praktiken einer Regel-Zuweisung von 

Angehörigen der Berufsgruppe der Sexarbeiter/innen an den Sozialpsychiatrischen Dienst. 




